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1.	 Vertragslaufzeiten bei Glasfaseranschlüssen –  
Beginn der Laufzeit

Eine Verbraucherzentrale monierte vor Gericht, dass ein 
Glasfaseranbieter – wie viele Mitbewerber – Verträge mit 
einer Mindestlaufzeit von 2 Jahren anbot. Dabei begann die 
Vertragslaufzeit jedoch nicht mit dem Abschluss des Ver-
trags, sondern erst mit der Freischaltung des Glasfaseran-
schlusses.

Diese Praxis, die sich in der Branche etabliert hatte, wurde 
von der Verbraucherzentrale vor dem Hanseatischen Ober-
landesgericht (OLG) angefochten. Mit Erfolg: Das OLG er-
klärte diese Regelung für unzulässig.

Ein zentraler Kritikpunkt war, dass die Verzögerung des Ver-
tragsbeginns die tatsächliche Bindungsdauer der Verbrau-

cher unzulässig verlängerte. Der Zeitraum des Glasfaser-
ausbaus wurde dabei faktisch auf die gesetzlich maximal 
zulässige Vertragslaufzeit von 2 Jahren aufgeschlagen. 
Das OLG betonte in seinem Urteil, dass die gesetzliche Re-
gelung speziell dazu dient, Verbraucher vor einer übermä-
ßig langen Bindung zu schützen und ihre Wahlfreiheit bei 
der Anbieterwahl zu erhalten.

Der Glasfaserausbau kann sich je nach Region und Projekt-
umfang von wenigen Wochen bis zu mehr als einem Jahr 
hinziehen. Verträge werden oft bereits vor Baubeginn ab-
geschlossen, häufig im Rahmen von Haustürgeschäften. 
Bislang mussten Verbraucher akzeptieren, dass die Kün-
digungsfrist erst ab der tatsächlichen Freischaltung des 
Anschlusses begann – unabhängig davon, wie lange der 
Ausbau dauerte. Diese Praxis wurde durch das OLG nun als 
rechtswidrig eingestuft.

1.	 Vertragslaufzeiten bei Glasfaseranschlüssen –  
Beginn der Laufzeit

2.	 Ausgleichszahlung wegen Flugverspätung –  
Enteisung eines Flugzeugs

3.	 Minderung der Vergütung und Kostenvorschuss- 
anspruch bei Mängeln

4.	 Entgeltabrechnungen als elektronisches Dokument

5.	 Ungleichbehandlung von Teilzeitbeschäftigten bei  
Überstundenzuschlägen

6.	 Gesetzliche Unfallversicherung – Sturz beim Tablettenholen

7.	 Vergleichbarkeit – Gleichbehandlungsgrundsatz bei  
freiwilliger Lohnerhöhung

8.	 Abstandsflächen sind einzuhalten

9.	 Grundsteuererlass für 2024 bei Einnahmeausfall bis 
31.3.2025 beantragen

GUTWIN • WEISS
RECHTSANWÄLTE

März 2025

Das Entscheidende
Informationen aus dem Wirtschafts-, Arbeits- und Sozialrecht

ERLANGEN  Am Weichselgarten 5 · 91058 Erlangen  |  FÜRTH  Gebhardtstraße 2 · 90762 Fürth
Telefon  09131 88515-0 · Fax  09131 88515-55  |  kontakt@gw-recht.de · www.gw-recht.de

mailto:kontakt%40gw-recht.de?subject=
https://www.gw-recht.de


GUTWIN • WEISS | Rechtsanwälte | Erlangen • Fürth

Das Entscheidende - März 2025 Informationen aus dem Wirtschafts-, Arbeits- und Sozialrecht

2

‹

Das Urteil setzt ein klares Signal an die Anbieter, dass die 
gesetzliche Höchstlaufzeit von 2 Jahren auch im Zusam-
menhang mit dem Glasfaserausbau eingehalten werden 
muss. Es wurde Revision beim Bundesgerichtshof einge-
legt, wodurch das Urteil nicht rechtskräftig geworden ist.

2.	 Ausgleichszahlung wegen Flugverspätung –  
Enteisung eines Flugzeugs

Der Bundesgerichtshof hatte am 27.8.2024 über folgenden 
Sachverhalt zu entscheiden: Eine Frau wollte Ende 2021 von 
Minneapolis über Amsterdam nach Düsseldorf fliegen. Der 
Abflug in Minneapolis verzögerte sich, da das Flugzeug ent-
eist werden musste. Aufgrund der Verspätung verpasste die 
Frau ihren Anschlussflug in Amsterdam und erreichte Düs-
seldorf etwa 4 Stunden später als geplant. Daraufhin for-
derte sie von der Fluggesellschaft eine Ausgleichszahlung.

Die Richter des BGH entschieden zugunsten der Reisenden. 
Sie stellten fest, dass die Notwendigkeit der Enteisung ei-
nes Flugzeugs vor dem Start, insbesondere an Flughäfen 
und in Zeiträumen, in denen winterliche Temperaturen zu 
erwarten sind, keinen außergewöhnlichen Umstand im Sin-
ne der Fluggastrechteverordnung darstellt. Die Fluggesell-
schaft konnte sich daher nicht von ihrer Verpflichtung zur 
Ausgleichszahlung befreien.

3.	 Minderung der Vergütung und Kostenvorschuss-
anspruch bei Mängeln

In einem vom Bundesgerichtshof entschiedenen Fall for-
derte ein Bauherr nach der Fertigstellung eines Einfamilien-
hauses eine Minderung der Vergütung wegen Schallschutz-
mängeln von der beauftragten Baufirma. Das Gericht wies 
diesen Anspruch jedoch zurück. In der Berufungsinstanz 
änderte der Bauherr seine Forderung und verlangte statt-
dessen einen Kostenvorschuss zur Beseitigung der Mängel.

Nach den Regelungen im Bürgerlichen Gesetzbuch kann 
ein Besteller (Auftraggeber) bei Mängeln

•	Nacherfüllung verlangen,
•	den Mangel selbst beseitigen und Ersatz der erforderli-

chen Aufwendungen verlangen,
•	von dem Vertrag zurücktreten oder die Vergütung mindern
•	und Schadensersatz oder Ersatz vergeblicher Aufwen-

dungen verlangen. 

Zu Kostenvorschussansprüchen für die Beseitigung ei-
nes Mangels stellte der BGH klar, dass diese nicht aus-
geschlossen sind, wenn der Besteller wegen des Mangels 
zunächst die Minderung der Vergütung erklärt hat. Denn es 
existiert keine gesetzliche Regelung, wonach die Geltend-
machung eines Kostenvorschussanspruchs ausgeschlos-

sen ist, wenn der Besteller die Minderung des Werklohns 
erklärt hat. Nach dem Gesetzeswortlaut ist davon auszu-
gehen, dass diese Rechte nebeneinander bestehen können.

Demnach konnte der Anspruch auf Kostenvorschuss gel-
tend gemacht werden, auch wenn zuvor eine Minderung 
erklärt wurde. Beide Ansprüche schließen sich nicht aus, 
sondern können parallel bestehen und ergänzen sich.

Die Befugnis des Bestellers auf Selbstvornahme und der 
Anspruch auf Kostenvorschuss sind jedoch ausgeschlos-
sen, wenn der Unternehmer zu Recht die Nacherfüllung 
verweigert. Der Unternehmer kann diese verweigern, wenn 
sie nur mit unverhältnismäßigen Kosten möglich ist. Die 
Kosten für die Beseitigung eines Mangels gelten als unver-
hältnismäßig, wenn der Nutzen der Mangelbeseitigung im 
Einzelfall nicht angemessen zur Höhe der dafür erforderli-
chen Ausgaben steht.

4.	 Entgeltabrechnungen als elektronisches Dokument

Der Arbeitgeber hat dem Arbeitnehmer bei Zahlung des Ar-
beitsentgelts eine Abrechnung in Textform zu erteilen. Die-
se Verpflichtung kann er grundsätzlich auch dadurch erfül-
len, dass er die Abrechnung als elektronisches Dokument 
zum Abruf in ein passwortgeschütztes digitales Mitarbei-
terpostfach einstellt.

Der Anspruch eines Arbeitnehmers auf die Abrechnung sei-
nes Entgelts ist eine sog. Holschuld. Der Arbeitgeber erfüllt 
also seine Pflicht, indem er die Abrechnung an einer elektro-
nischen Ausgabestelle bereitstellt. Für deren tatsächlichen 
Abruf durch den Arbeitnehmer ist er nicht verantwortlich.

Allerdings muss er dabei sicherstellen, dass auch diejeni-
gen Beschäftigten, die privat keinen Online-Zugriff haben 
(z.B. weil sie keinen Computer oder Internetanschluss be-
sitzen), ihre Abrechnung dennoch einsehen und ggf. dru-
cken können. Dies lässt sich z.B. durch die Bereitstellung 
der erforderlichen Ausstattung im Betrieb sicherstellen.

5.	 Ungleichbehandlung von Teilzeitbeschäftigten bei 
Überstundenzuschlägen

In einem vom Bundesarbeitsgericht (BAG) entschiedenen 
Fall unterlagen geleistete Überstunden einem Zuschlag von 
30 %, sofern sie die monatliche Arbeitszeit eines vollzeitbe-
schäftigten Arbeitnehmers überschritten und im jeweiligen 
Kalendermonat nicht durch Freizeit ausgeglichen wurden. 
Alternativ konnte der Zuschlag in Form einer entsprechen-
den Zeitgutschrift auf dem Arbeitszeitkonto gutgeschrie-
ben werden.

Die Richter des BAG kamen zu der Entscheidung, dass 
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eine tarifliche Regelung, die vorsieht, dass Überstunden-
zuschläge erst gezahlt werden, wenn die regelmäßige Ar-
beitszeit eines Vollzeitbeschäftigten überschritten wird, 
Teilzeitbeschäftigte im Vergleich zu Vollzeitbeschäftigten 
benachteiligt. Diese Regelung verstößt gegen das Diskri-
minierungsverbot von Teilzeitbeschäftigten, sofern keine 
sachlichen Gründe die Ungleichbehandlung rechtfertigen.

Fehlen solche sachlichen Gründe, kann dies außerdem eine 
mittelbare Benachteiligung aufgrund des Geschlechts dar-
stellen, wenn unter den betroffenen Teilzeitbeschäftigten 
deutlich mehr Frauen als Männer sind. In solchen Fällen 
wird die Ungleichbehandlung regelmäßig als Verstoß gegen 
das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz gewertet.

6.	 Gesetzliche Unfallversicherung – Sturz beim  
Tablettenholen

Das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg (LSG) hatte 
zu entscheiden, ob es sich bei dem nachfolgenden Sach-
verhalt um einen von der gesetzlichen Unfallversicherung 
abgedeckten Arbeitsunfall handelt. Eine Arbeitnehmerin 
trat kurz vor 6 Uhr ihre Frühschicht in einer Näherei an. Ih-
ren Pkw hatte sie in der Nähe des Betriebs auf einem öf-
fentlichen Parkplatz abgestellt. Gegen 9.30 Uhr bemerk-
te sie, dass sie die von ihr regelmäßig einzunehmenden 
Epilepsie-Tabletten in ihrem Pkw vergessen hatte. Da ihre 
Schicht erst gegen 11 Uhr enden sollte, ging sie zu ihrem 
Auto, um die Tabletten zu holen. Auf dem Rückweg zur Ar-
beit stürzte sie auf einem Fußweg und brach sich das rech-
te Handgelenk.

Das LSG entschied, dass dies nicht unter dem Schutz der 
gesetzlichen Unfallversicherung stand und somit kein Ar-
beitsunfall vorlag, denn die Einnahme von Medikamenten 
gehört nicht zu den arbeitsvertraglichen Pflichten, sondern 
ist dem nicht versicherten, persönlichen Lebensbereich 
zuzuordnen. Hätte die Frau mit der Einnahme der Epilep-
sie-Tabletten bis zum Schichtende gewartet, wäre ihre Ar-
beitsfähigkeit nicht gefährdet gewesen. Besteht ein bloß 
abstraktes Risiko, dass es ohne die regelmäßige Einnahme 
der Tabletten während der Arbeitszeit zu einem Epilepsie-
Anfall kommt, liegt die Einnahme vorrangig im privaten In-
teresse, also dem nicht versicherten Bereich.

Hingegen kann ein zum Versicherungsschutz führendes, 
überwiegend betriebliches Interesse dann bestehen, wenn 
vergessene Gegenstände geholt würden, die zwingend 
benötigt werden, um die Arbeit fortzusetzen. Dies hat das 
Bundessozialgericht (BSG) etwa für das Holen einer Bril-
le oder des Schlüssels für einen Spind bejaht. Ebenso hat 
das BSG entschieden, dass der Weg zum Mittagessen 
während einer vollschichtigen beruflichen Tätigkeit grund-
sätzlich versichert ist. Dies ist dadurch begründet, dass 
erst die Nahrungsaufnahme die Arbeitsfähigkeit auch für 

den Nachmittag sicherstellt. Diese Wertung lässt sich aber 
nicht auf das Holen vergessener Tabletten übertragen, 
wenn deren Einnahme nicht zwingend erforderlich ist, um 
die Arbeit fortzusetzen.

7.	 Vergleichbarkeit – Gleichbehandlungsgrundsatz  
bei freiwilliger Lohnerhöhung

In einem vom Landesarbeitsgericht Hamm entschiedenen 
Fall bot ein Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern neue, mit 
Ausnahme des Entgelts gleichlautende, Arbeitsverträge 
an, die u.a. Regelungen zu einem Arbeitszeitkonto und zur 
Anordnung von Kurzarbeit, die Zahlung eines Zuschlags für 
ausgezahlte Plus-/Überstunden und einen um 4 % höheren 
Grundlohn vorsahen.

Mit Wirkung ab Januar 2023 zahlte das Unternehmen den 
Arbeitnehmern, die die neuen Arbeitsverträge unterzeichnet 
hatten, eine weitere Grundlohnerhöhung von 5 %. Eine Ar-
beitnehmerin argumentierte, dass es gegen den allgemei-
nen Gleichbehandlungsgrundsatz verstößt, wenn ihr die vom 
Unternehmen ab Januar 2023 gewährte Grundlohnerhöhung 
von 5 % vorenthalten wird, nur weil sie das neue Arbeitsver-
tragsformular nicht unterschrieben hatte. Ihrer Meinung nach 
stellt dies eine unzulässige Benachteiligung dar, die allein auf 
der Nichtunterzeichnung des neuen Vertrags beruht.

Die Richter des LAG entschieden, dass hier keine unzuläs-
sige Ungleichbehandlung vorliegt. Die Arbeitnehmerin mit 
ihrem alten Arbeitsvertrag und die Arbeitnehmer mit neuem 
Arbeitsvertrag befinden sich nicht in einer vergleichbaren 
Lage. So ist für die Annahme einer vergleichbaren Lage 
nicht in jedem Falle bereits das gemeinsame Band eines 
Arbeitsverhältnisses zum selben Arbeitgeber ausreichend, 
denn hier waren die Arbeitsbedingungen der Arbeitneh-
merin und der Arbeitnehmer mit neuem Arbeitsvertrag voll-
kommen unterschiedlich und damit nicht vergleichbar.

Vergleichbarkeit ist jedoch Bedingung für die Geltendma-
chung eines Anspruchs nach dem Gleichbehandlungs-
grundsatz. Allein der Umstand, dass die Arbeitnehmerin 
dieselbe Tätigkeit wie andere Arbeitnehmer mit neuem Ar-
beitsvertrag verrichtet, begründet, angesichts dieser zahl-
reichen Unterschiede, keine Vergleichbarkeit.

8.	 Abstandsflächen sind einzuhalten

Ein Grundstückseigentümer kann sich nicht erfolgreich ge-
gen die Baugenehmigung seines Nachbarn wehren, wenn 
sein eigenes Gebäude die vorgeschriebenen Abstandsflä-
chen in ähnlicher Weise nicht einhält.

Umgekehrt bedeutet dies jedoch nicht, dass die Behörde 
dem Nachbarn allein aus diesem Grund eine Baugenehmi-
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Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann!  
Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 

Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.

Basiszinssatz:
nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich
für die Berechnung von Verzugszinsen

seit 01.01.2025 = 2,27 % 	 01.07.2024 - 31.12.2024 = 3,37 %	 1.1.2024 – 30.06.2024 = 3,62 %
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter:  
www.destatis.de - Themen - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreise - Preisindizes im Überblick

Verzugszinssatz 
(§ 288 BGB seit 01.01.2002)

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern:	 Basiszinssatz + 5 %-Punkte 

Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern:	 Basiszinssatz + 8 %-Punkte
(abgeschlossen bis 28.07.2014)	

Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern:	 Basiszinssatz + 9 %-Punkte
(abgeschlossen ab 29.07.2014)	 zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex:
(2020 = 100)

2025:	 Januar = 120,3 

2024:	 Dezember = 120,5; November = 119,9; Oktober = 120,2; September = 119,7; August = 119,7;     
	 Juli = 119,8; Juni = 119,4; Mai = 119,3; April = 119,2; März = 118,6; Februar = 118,1; Januar = 117,6  

2023:	 Dezember = 117,4; November = 117,3; Oktober = 117,8; September = 117,8; August = 117,5;     
	 Juli = 117,1; Juni = 116,8 ; Mai = 116,5; April = 116,6; März = 116,1; Februar = 115,2; Januar = 114,3

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreise

gung erteilen muss. Die Einhaltung der Abstandsflächen 
bleibt grundsätzlich erforderlich, es sei denn, es wird eine 
Ausnahme beantragt und genehmigt.

Auch der Umstand, dass sich an derselben Stelle zuvor be-
reits ein Gebäude ohne Grenzabstand befand, befreit den 
Bauherrn nicht von der Pflicht, die geltenden Abstandsflä-
chen einzuhalten.

9.	 Grundsteuererlass für 2024 bei Einnahmeausfall  
bis 31.3.2025 beantragen

Unabhängig von Fragestellungen zu Änderungen der 
Grundsteuer im Rahmen der Grundsteuerreform, über die 
in der Vergangenheit bereits mehrfach berichtet wurde, 
ermöglicht das Grundsteuergesetz in bestimmten Fällen 
auf formlosen Antrag hin einen Erlass bzw. Teilerlass der 
Grundsteuer.

Wichtig: Dieser Antrag muss bis zum 31.3. des Folgejah-
res bei der zuständigen Stadt- oder Gemeindeverwaltung 
bzw. in den Stadtstaaten (Hamburg, Bremen, Berlin) beim 
zuständigen Finanzamt eingegangen sein. Für das Kalen-
derjahr 2024 ist der Antrag bis zum 31.3.2025 einzureichen.

Neben einem Erlass für Kulturgüter, Grünanlagen und 
Reinertragsminderung bei Betrieben der Land- und Forst-
wirtschaft gibt es die Möglichkeit für Vermieter bebauter 
Grundstücke, einen Erlass auf die Grundsteuer in Höhe von 

25 % zu erhalten, wenn der normale Rohertrag um mehr 
als 50 % für das betreffende Jahr gemindert war bzw. 50 %, 
wenn eine vollständige Minderung um 100 % eingetreten 
ist. Dieser Ausfall kann auf Leerstand zurückzuführen sein 
oder auf Zahlungsausfall und betrifft sowohl Wohn- als 
auch gewerbliche Vermietung.

Voraussetzung für einen Erlass ist, dass der Leerstand oder 
Mietausfall nicht vom Vermieter selbst verschuldet war. Im 
Fall einer Unbewohnbarkeit aufgrund höherer Gewalt wie 
z.B. durch Hochwasserschäden liegt kein Eigenverschulden 
vor. Anders sieht es hingegen bei selbst herbeigeführtem 
Leerstand aufgrund von Modernisierungen und Renovie-
rungen aus oder wenn der Vermieter keine ausreichenden 
Vermietungsbemühungen unternommen hat.

Hierfür ist das Inserieren in regionalen Zeitungen und In-
ternetportalen erforderlich und ggf. die Beauftragung eines 
Maklerunternehmens. Bei gewerblichen Vermietungsob-
jekten ist zusätzlich das Inserieren in überregionalen Zei-
tungen und Portalen nachzuweisen. So hat es das Ver-
waltungsgericht Koblenz in seinem Urteil vom 17.10.2023 
entschieden.
Sowohl die Höhe des Mietausfalls als auch der Nachweis 
der Vermietungsbemühungen ist der zuständigen Behörde 
zu belegen. Diese Nachweise können allerdings auch noch 
nach Ablauf der Antragsfrist eingereicht werden.

Über die genauen Voraussetzungen für die Inanspruchnah-
me eines Grundsteuererlasses informiert der Steuerberater.
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